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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Kerstin Celina, Dr. Sepp 
Dürr, Markus Ganserer, Christine Kamm, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aufklärung NSA-Spähaffäre und Aufnahme von 
Edward Snowden in Deutschland 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag stellt fest, dass die Praxis der wahllo-
sen Überwachung und Speicherung von Telekom-
munikationsdaten und -inhalten der Bevölkerung 
durch US-amerikanische und andere Geheim-
dienste rechtswidrig ist. 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert 

a) mit allen ihr verfügbaren Mitteln auf eine Be-
endigung dieser rechtswidrigen Vorgänge hin-
zuwirken; 

b) selbst keine anlasslose Massendatenspeiche-
rung vorzunehmen; 

c) unverzüglich in einer gemeinsamen Sitzung 
des Ausschusses für Kommunale Fragen, In-
nere Sicherheit und Sport sowie des Aus-
schusses für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen zu berichten 

─ über welche aktuellen Erkenntnisse sie 
hinsichtlich der flächendeckenden Spiona-
geaktivitäten der NSA und anderer Ge-
heimdienste gegenüber der Bevölkerung, 
Wirtschaftsunternehmen oder der Staats-
regierung verfügt, 

─ welche Maßnahmen sie ergreifen wird, um 
die Bevölkerung, Wirtschaftsunternehmen 
oder die Staatsregierung vor rechtswidri-
gen Ausspähungen durch ausländische 
Geheimdienste zu schützen; 

d) sich auf Bundesebene dafür einzusetzen den 
Whistleblower Edward Snowden, der mit sei-
nen Hinweisen und Aussagen den Menschen-
rechten weltweit und in Deutschland einen 
großen Dienst erwiesen hat, aus humanitären 

Gründen und zur Wahrung politischer Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland hierzu-
lande aufzunehmen, um damit auch Befra-
gungen Edward Snowdens zu ermöglichen, da 
Deutschland zur weiteren Aufklärung auf zu-
sätzliche Aussagen von ihm angewiesen ist. 

 

Begründung: 

Die Bayerische Verfassung, das Grundgesetz, zahl-
reiche internationale Menschenrechtsübereinkommen 
und das Europarecht schützen das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung und das Recht auf Pri-
vatsphäre und eine ungestörte Meinungsbildung und 
Kommunikation (siehe Art. 17 und 19 des Internatio-
nalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte, 
Art. 8 und 10 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention, Art. 16 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union – AEUV, Art. 8 und 11 der 
Grundrechtecharta). Gegen den Kerngehalt dieser 
Rechtssätze verstößt die Praxis der USA und Großbri-
tanniens der flächendeckenden Ausforschung von Te-
lekommunikationsvorgängen der Bürgerinnen und 
Bürger dieses Landes.  

Daraus folgt der verfassungsrechtliche Auftrag der 
Staatsregierung, die Rechte ihrer Bürgerinnen und 
Bürger zu schützen und effektive Maßnahmen zu er-
greifen, um diese vor den Rechtsverletzungen durch 
ausländische Geheimdienste zu schützen.  

Die Staatsregierung muss den Landtag unverzüglich 
darüber informieren, welche Erkenntnisse sie seit Be-
kanntwerden des NSA-Skandals über die Aktivitäten 
ausländischer Geheimdienste in Bayern erlangt hat 
und welche Maßnahmen sie zum Schutz der Rechte 
der Bürgerinnen und Bürger und der Sicherheit von 
Wirtschaftsunternehmen und politischen Entscheidern 
in Bayern unternehmen wird.  

Edward Snowden hat den Bürgerinnen und Bürgern 
Europas einen großen Dienst erwiesen. Der NSA-
Skandal ist bis heute weder juristisch noch politisch 
aufgeklärt. Die Forderung, Edward Snowden die si-
chere Aufnahme in Deutschland anzubieten, ist nicht 
nur ein Gebot der Humanität, vielmehr ist sie auch 
dem deutschen Interesse an weiterer Aufklärung ge-
schuldet. Das rechtliche Instrumentarium dazu bietet 
§ 22 des Aufenthaltsgesetzes. Danach kann für die 
Aufnahme eines Menschen aus dem Ausland aus 
„völkerrechtlichen oder dringenden humanitären Grün-
den“ eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden oder das 
Bundesministerium des Innern kann „zur Wahrung po-
litischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland“ 
die Aufnahme erklären. 


